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Preußiſcher Landtag
Abgeordnetenhaus

52 Sitzung vom 18 April
iniſtertiſche Frhr v Berlepſch u AAm Dir ſteht die zweite Berathung des Geſetz

fuchung und Gewinnung der Kali
11 Uhr
Auf der Tageso

eniwurfs betr die Auf
è iagfalzewid Da a en beginnt mit Art III welcher die Auf

ewinnung der Kali und Magneſigfalze fortanm üehi Ka Staate zuweiſt
Abg von Bockelberg konſ Wenn man auch die Gründe

welche zu dem Geſetze geführt haben anerkennt muß man doch
fragen ob die Zwecke des Geſetzes noch erfüllbar ſind nach Aus
ſcheidung von Hannover Die Mehrzahl meiner Freunde will
ſich daher durch die Abſtimmung über dieſen Artikel nicht

räjndiziren bezüglich ihrer Abſtimmung über das ganze Gefetz
n der Kommiſſion iſt bereits hervorgehoben worden daß die

Verwendung der Kaliſalze noch lange nicht den Umfang ge
wonnen hat der ihnen zukommt Das liegt vor Allem in
der Geſtaltung der Verkaufspreiſe Sehr richtig Dieſe ſind
viel zu hoch Die Frage ob die Verwaltung der fiskaliſchen
Kaliwerke das ihre dazu beigetragen hat um die Kalipreiſe zu
verbilligen muß ich im Allgemeinen verneinen Das Beſtreben
eines Ringes wird niemals fein die Preiſe nach unten hin
herabzudrücken Dieſem Beſtreben iſt bisher der Fiskus nicht
genügend entgegengetreten Der Miniſter hat in der Kommiſſion
gemeint die Preiſe ſeien niedrig darüber ſind aber die
Anſichten ſehr verſchieden Jch bin mit Vielen meiner
Freunde überzeugt daß wenn die Regierung ernſtlich gewoltt
hätte der Landwirthſchaft namentlich in den ärmeren Landes
theilen wirklich einen großen Nutzen zu bringen ſie es ſchon
bisher vermocht hätte die Preiſe für die Kaliſalze herabzudrücken
Will die Regierung das ſo würde ich das Geſetz gern annehmen
Wird das Geſetz aber angenommen ſo wird das dem Fisbus
in zweiter Linie zu Gute kommen in erſter den glücklichen
wenig zahlreichen Beſitzern einer Geſellſchaft welche das Syndikat
bilden Würde der Miniſter klipp und klar erklären daß
man ſich auf eigne Füße ſtellen und aus dem Syndikate
ganz ausſcheiden wolle daß er ferner ſich um die
Auffuchung neuer Kaliſchätze bemühen wolle dann würde unſere
Stellung zu dem Geſetze freilich eine ganz andere ſein Der
Umſtand aber daß Hannover aus dem Gefetze ausſcheidet wäre
auch in dieſem Falle bedenklich Jch glaube kaum daß es bei
Ausſcheiden Hannovers nothwendig iſt dies Geſetz zu machen
Um das techniſche Bedenken daß das Geſetz auch nothwendig
ſei um die Waſſereinbrüche zu verhindern wäre es genügend
das Geſetz auf Sachfen und einzelne Theile HeſſenNaſſaus zu
beſchränken

Abg Jm Walle Ctr Seltfam iſt es daß der Entwurf
ſich nicht mehr Freunde erworben hat Das Bedenken daß er
ein Eingriff in wohlerworbene Privatrechte iſt hat doch die
Kommiſſion herausgebracht Was die Bedenken gegen das
Monopol betrifft ſo ſind dieſe durch den Antrag des Grafen
Kanitz noch verſchärft werden Aber ich meine doch es heißt
doch Mücken feihen und Elephanten verſchlucken wenn man jenen
Antrag mit dem vorliegenden Entwurf vergleicht der gar kein
eigentliches Monopol ſchaffen will Nun ſagt man aber warum
will denn der Staat allein die Gewinnung dieſer Salze in
Anſpruch nehmen wenn er nicht auf das Monopol hinſtrebt
Parlamentariſch gilt es nicht für ſtatthaft Jemandem andere
Gründe unterzuſchieben als er ſelbſt angiebt Die Kommiſ
ſions Verhandlungen haben ja auch klar erwiefen daß die
Gründe welche die Regierung angiebt auch wirklich ſtichhaltig
ſind Wie Herr v Bockelberg noch immer behaupten kaun daß
die Regierung ihre Stellung dem Syndikat gegenüber in
Bezug auf die Erniedrigung der Preiſe nicht genügend
gewahrt hat iſt nach den Verhandlungen in der Kommiſſion
unverſtändlich Der Staat hat ja nur einen geringen Antheil
im Syndikat und wo er preiserniedrigend wirken konnte hat
er das bisher ſchon gethan Auch daß die Preiſe für Kali jetzt
zu hoch ſeien iſt in der Kommiſſion als unrichtig erwiefen
die chemiſche Fabrikation hat vorher einen zu großen Nutzen
gehabt Wir werden alſo künftig gerade niedrigere Preiſe
haben können namentlich wenn der Staat durch Staffel
tarife u ſ w nachhilft Von der Gefährlichkeit der
Waſſereinbrüche ſind wir in der Kommiſſion überzeugt worden

Dann hat man gefagt die Kalilager reichen ja noch auf 2000
Jahre aus weshalb brauchen wir da jetzt ſchon das Gefetz
Da vergißt man daß das richtig iſt bei der jetzigen Produktion
Vermehrt ſich aber die Produktion und der Konſum wie man
angenommen hat bis auf das Zehufache fo verringert ſich jene
Zahl auf 200 Jahre

Abg Schmieding ul Meine politiſchen Freunde
glauben daß das Geſetz in der Kommiſſion weſentliche Ver
beſſerungen erfahren hat Allerdings hätte ich es für wichtiger
gehalten wenn man der Provinz Hannover bei der Einverleibung
in Preußen nicht eine ſolche Sonderſtellung gegeben hätte nach
dem dies aber einmal geſchehen müſſen wir auch damit rechnen
Jetzt wäre ein gefetzgeberiſches Vorgehen in der Richtung
der urſprünglichen Regierungsvorlage ein Eingriff in die
dortigen Privatrechte Wenn nun auch durch den Ausſchluß
Hannovers das Geſetz für die Acger nicht mehr einen ſo
großen Werth hat wie früher ſo hat doch in der Kommiſſion
die Regierung anerkannt daß es doch immerhin noch einen ge
wiſſen Werth für die Regierung behalte Als einen beſonderen
Vorzug der Kommiffionsfaſſung betrachten wir aber noch daß
die Entſchädigungspflicht des Staats für private Schürfun
gen auf einen ſicheren Boden geſtellt iſt Wenn
man aber behanptet das Geſetz ſei bergtechniſch noth
wendig und wiſſenſchaftlich nützlich dann vermiſſe ich
für Beides die Begründung Man könnte das Geſetz eine lex
SchultzLupitz nennen Die Privatbetriebe verfahren beim
Bergbau ebenſo vorſichtig wie der Staat Volkswirthſchaftlich
halte ich das Geſetz nicht nur nicht für nützlich ſondern ge
radezu für ſchädlich Wie kann die Gründung eines Monopols
billige Preiſe bewirken Gerade die Konkurrenz iſt ſehr heil
ſam für die Preiſe und die Reinheit der Produkte Das ſieht
man beim Kohlenbergbau Allerdings enthält der Entwurf
auch einen geſunden Gedanken indem er dem Prinzipe der Ge

n inrnng der produktiven Stände freundlich gegenüber
ſteht Auch die Regierung erkennt an daß bei der jetzigen
Betgbaufreiheit der Bergkau ſich zu hoher Blüthe entwickelt
t Man ſoll daher nicht in dieſelbe eingreifen Auch die vom

v Zedlitz beabſichtigten Abänderungsvorſchläge ſind nicht
eeignet das Geſetz für meine Fraltion annehmbar zu machenWir werden gegen daſſelbe ſtimmen en 4

Miniſter Frhr v Berlepſch Wir haben bis jetzt völlige
Bergbaufreiheit gehabt und doch iſt es keinem Privaten bis
jetzt eingefallen im Oſten nach Kali zu ſchürfen Wenn das
Geſetz angenommen wird wird der Fiskus ungeſäumt
im Oſten Bohrverſuche machen und wenn Kali gefunden
wird einen Betrieb dort eröffnen Das iſt jetzt ſchon be
ſchloſſen Wenn Kali freies Spekulationsobjekt wird muß dagegen
der Staat Bedenken lragen große Kapitalien im Kalibergbau
anzulegen und neue Betriebe zu eröffnen Nach Annahme des
Geſetzes dagegen würde die Regierung ſofort ſchon bei Staß
furt ein neues Werk eröffnen Nach Ablauf des Syndikats
wird der Staat nur dann noch einem neuen Syndikat beitreten
wenn der Staat vom Syndikat die ausſchlaggebende Stimme
erhält Das iſt im Staatsminiſterium beſchloſſen worden
Das Geſetz will nicht ein Syndikat ſichern ſondern der Land
wirthſchaft billige Preiſe verſchaffen und dadurch der Land
wirthſchaft die Produktionskoſten verringern Ueber die Frage
des reinen Monopols würde ich nicht abgeneigt ſein mit dem
Haufe zu verhandeln wenn nicht die enormen Koſten einem
ſolchen Projekte entgegenſtänden So weit unſere Stellung dem
Kaliſyndikate gegenüber es geſtattet habe ich immer für eine
Verbilligung der Kalipreiſe im Jnutereſſe der Landwirthſchaft
zu forgen geſucht Allerdings haben die ſtaatlichen Kaliwerke
augenblicklich noch einen großen fiskaliſchen Zweck Das wird
aber anders werden wenn das Geſetz angenommen wird dann
wird der Staat im Stande ſein billiger zu produziren und
kann dann die Preiſe dementſprechend ermäßigen ohne
daß dadurch die Einnahme für den Staat geringer wird
Auch bergtechniſch iſt das Gefetz ſehr wünſchenswerth da alle
unſere Techniker der Anſicht find daß der Privatbergbau für
den Beſtänd der Werke große Gefahren bietet Jetzt iſt es vor
gekommen daß durch zu großen Abbau von Kainit in Privat
werken Unglücksfälle entſtanden ſind Das wird in einem ſtaat
lichen Betriebe nicht ſo leicht geſchehen Wenn die Vorlage abgelehnt
wird dann werden wohl die Preiſe in Folge der Konkurrenz zuerſt
billiger werden aber ſpäter werden ſtärkere Werke die ſchwächeren
aufkaufen und daun ein Monopol haben das ſie zur Preis
treibung benutzen werden Der Staat kann niemals ſo viel pro
duziren daß er die Preife beftimmen kann Jedenfalls werden
wir auf alle Fälle das Syſtem hinter jeden Privaten der Bohrungen
anſtellt herzulaufen und ihm zuvorzukommen aufgeben Wenn das
Geſetz abgelehnt wird daun wird es für immer unmöglich fein
denn jetzt haben wir nur mit einer beſchränkten Anzahl von
Privatwerken zu rechnen ſpäter aber mit einer ganzen Menge
die es uns unmöglich machen werden die mit diefem Geſetze ge
wollten Ziele zu erreichen Jch bitte Sie nehmen Sie das
Geſetz an

Abg Frhr v Zedlitz Ne ukirch fk erklärt daß ein
kleiner Theil ſeiner politiſchen Freunde gegen das Gefetz ſei der
größere Theil und er ſelbſt aber hielten das Geſetz für berech
tigt und glaubten daß es die höchſte Zeit für den Erlaß eines
ſolchen Geſetzes ſei Auch die techniſchen Gründe die für die
Vorlage angeführt würden ſeien nicht von der Hand zu weiſen
Die Hauptſache ſfei daß die Land wirthſchaft ſpäter mit billigem Kali
verforgt wird Hoffentlich werde der Miniſter ſich in ſeiner jetzigen
wohlwollenden Haltung der Land wirthſchaft gegenüber nicht ab
drängen laſſen durch fiskaliſche Rückſichten Eine ſolche Gefahr liege
vor und um ſie zu vermeiden müßten gewiſſe Direktiven in
das Geſetz aufgenommen werden die den Staat gegen fiskaliſche
Anwandlungen ſchutzen ſollen nämlich Direktiven dahin
daß die Landwirthſchaft die Kaliprodukte zu ganz billigen
Preiſen bekomme und daß die Werke ſich dafür am Aus
land ſchadlos halten Es müßte daher die Feſtſetzung der Kali
preiſe neben dem Handelsminifter ſo weit die Landwirthſchaft
in Betracht kommt dem Landwirthſchaftsminiſter zuſtehen Dann
werde das Geſetz zum Segen der Landwirthſchaft ausſchlagen
Bedenken habe das Geſetz wegen des Ausſchluſſes der Provinz
Hannover und um dieſe Sache noch genau zu prüfen beantrage
er die Zurückverweifung des Geſetzes an die Kommiſſion

Abg Horn nul hält den Ausſchluß der Provinz Hannover
von dem Geſetze für berechtigt und im Jntereſſe Haunovers für
nothwendig

Abg v Puttkamer Ohlau bemerkt er und die Mehr
heit ſeiner politiſchen Freunde ſtehe im Weſentlichen auf dem
Boden der urſprünglichen Regierungsvorlage Jn der zweiten
Leſung wollten ſie den Verſuch machen das Geſetz ſo umzuge
ſtalten daß die weſentlichen Bedenken die auch ſie noch hätten
beſeitigt würden Die Erklärungen des Miniſters hätten auf
ſie einen ſehr wohlthuenden Eindruck gemacht Die Vorlage
werde den Raubbau und der Gefahr der Waſſereinbrüche
entgegentreten und ſei ſchon aus dieſem Grunde im Prinzipe
empfehlenswerth Sodann werde die Vorlage den großen Vor
theil bieten daß die Landwirthſchaft ſicher ſein könne auch gute
und reine Produkte zu erhalten

Eine Zurückverweiſung an die Kommiſſion könne ſeine
Partei nicht eipfehlen da die Sache hinreichend geklärt und
da Gefahr vorhanden ſei daß dann das Gefetz aus der Kom
miſſion gar nicht mehr herauskomme

Abg Herold Ctr führt aus das Geſetz wolle wieder
ein Monopol einführen und das ſei bedenklich wo jetzt von
oben und unten Monopole beabſichtigt würden Wenn wie ja
auch die Regierung ausgeführt habe noch für 2000 Jahre der
Bedarf an Kali gedeckt werden könne ſo hätten wir doch keine
Urſache dies Geſetz zu machen um die Produktion nicht zu ſehr
anwachfen zu laſſen Auch der Grund daß die Vorlage einer
übermäßigen Ausfuhr von Kali entgegenkrete ſei nicht ſtichhaltig
da man dem ja auch durch Ausfuhrverbote entgegen
treten könne Der Beweis daß ohne ein Syndikat
nicht fo reine Salze geliefert worden wären wie
man zu Gunſten der Vorlage behauptet habe ſei nicht erbracht
worden Alles was man c Gunſten der Kalifabrikation von
Seiten der Regierung erreichen wolle könne man auch bei dem
jetzigen Zuſtande erreichen Auch jetzt könne man im Oſten
Bohrungen anſtellen und die Preiſe ganz niedrig ſtellen dann
würden die anderen nichtſtaatlichen Werke ſchon nachkommen
Gerade die Konkurrenz könne verhüten daß der Fiskus wenn
er einmal zu fiskaliſch ſein wolle zu hohe Preiſe feſtſetze
Wenn man auch zu der jetzigen S das Vertrauen haben
könne daß ſie niedrige Preiſe für die Landwirthſchaft beſtimmen
werde ſo ſeien doch die Anſichten der jedesmaligen Regierung
ſehr wechſelnd Ebenſo wie das Monopol das Herr
Graf Kanitz vorgeſchlagen habe keinen Nutzen ſondern
Schaden für die Landwirthſchaft bringen würde ſo
Zu dieſer Anſicht müſſe er bei vorurtheilsloſer Prüfung kommenAuch ne es leicht vorkommen daß nach Aen des Geſehes
würde auch dieſes Monopol der Landwirthſchaft nichts nützen

ein landwirthſchaftlicher Verein wegen ſeiner politiſchen Ge
ſinnung nicht ſo bevorzugt würde wie ein anderer

Miniſter Frhr v Berlepſch meint daß aus dem letztenSatze hervorgehe daß der Vorredner nicht ſo ganz vorurtheils
frei an den Entwurf herangegangen ſei Man könne keineswegs
ſchon jetzt alles das erreichen was man mit der Vorlage er
reichen wollte Er erkläre daß er mit einer ne
dem Landtag alljährlich eine ausführliche Mittheilung ü
ſtaatliche r und den Abſatz deſſelben vorgelegt
werden müſſe wie das Abg v Zedlitz beantragen wolle ſich einver
ſtanden erklären könne Beifall rechts Wenn es gelänge eine
Faſſung zu finden wonach dem Staat unmöglich gemacht wird
ſpäter vielleicht aus fiskaliſchen Gründen die Preiſe höher
ſtellen als das Jntereſſe der Landwirthſchaft es erheiſcht
werde er auch einer ſolchen Beſtimmung nicht widerſprechen

Beifall rechts
Abg Frhr v Eynatten Ctr erklärt daß er den Aus

ſchluß Hannovers von den Beſtimmungen des Geſetzes für ſo
wichtig halte daß wenn man Hannover in zweiter Leſung wie
beabſichtigt ſei wieder in das Geſetz hineinbringe er gegen das
ganze Geſetz ſtimmen werde Er ſtehe im Ganzen auf dem
Boden der Vorlage in der Kommiſſionsfaſſung werde aber alle
etwaigen Verbeſſerungen in zweiter Leſung freudig begrüßen

Abg Jeruſalem Ctr ſchließt ſich den Ausführungen des
Abg Herold an und führt aus bisher habe er noch immer die
Erfahrung gemacht daß freie Konkurrenz die beſte Waare liefere
und die billigſten Preiſe Man brauche eine Erſchöpfung der
Kaliwerke nicht zu befürchten und ſolle vielmehr die Gelegenheit
benutzen durch Verkauf ans Ausland unſer er
u vermehren Die Regierung könne bei dem großen Beſitz den
ie an Kaliſalzen habe es ſeien das 82 Milliarden Zentuer
auch jetzt ſchon eine ausſchlaggebende Stellung in Bezug aufdec einnehmen Er bitte um Ablehnung der

orlage
Abg v Mendel Ekonſ erklärt ſich für die Vorlage da

man den großen nationalen Schatz den man in den Kalilagern
beſitze im Jntereſſe der volkswirthſchaftlichen Entwickelung be
nutzen müſſe Diefen Schatz der Nation müſſe man bewachen
und bewahren und gerade für dieſe Salzlager gebe es große
Gefahren Man denke nur daran wie durch das Eindringen
des Mannsfelder Sees in die Salzlager dieſe zerſtört wurden
Man müſſe daher außerordentliche Mittel zur Wahrung dieſes
Schatzes anwenden und das Geſetz würde einen ſolchen Schuh
bieten da die Privatkonkurrenz nur ihr eigenes egoiſtiſches
Jntereſſe an die erſte Stelle ſetze Das Kali ſei das Dünge
mittel des armen Bodens und darum müſſe gerade dieſes Dünge
mittel einen billigen Preis haben und man ſich auf ſeine Rein
heit verlaſfen können Eine ſolche Garantie aber biete nur
der Staat bei parlamentariſcher Kontrole der Produktion und
Preisfeſtſetzung Daß der Staat mitten im Syndikat ſtehe
ſei ihm unangenehm am beſten wäre es wenn derStaat dem Shyndikat ſelbſtſtändig gegenüberſtehe Wenn
die Vorlage abgelehnt werde dann würden die vom
Herrn Miniſter dargelegten Folgen unfehlbar eintreten
Wenn das Kali dem Privatbergbau überlaſſen werde ſo werde
ſich dieſer nicht genieren auch an das Ausland billig zu ver
kaufen Die Amerikaner können aber hauptſächlich aus dem
Grunde mit ihrem Zuckerrübenbau nicht gegen uns konkurriren
weil ihr Boden zu wenig Kali enthalte Wenn nun Amerika
von uns billig Kali beziehen könne würde es mit ſeinen Zucker
rüben uns Konkurrenz machen Doch müſſe der Entwurf noch
einige Kautelen erhalten So müſſe man beſtimmen daß die
Privatwerke niemals ſpäter den Staat majoriſiren können ſon
dern daß der Staat die Preisbeſtimmung in der Hand
habe Dann müſſe das Parlament eine Kontrole über
die ganze Produktion haben und in anderen Landes
theilen nach Kalilagern ſuchen Mit dem Kaliſyndikat
habe man bisher keine guten Erfahrungen gemacht
Das Kaliſyndikat habe mit der deutſchen Landwirthſchaftsgeſellſchaft
einen Vertrag in dieſem Jahre abgeſchloſſen auf Grundlage der
Meiſtbegünſtigung Das Reſultat ſei daß das Kali theurer
geworden ſei indem man die Rabattſätze ermäßigt Daran ſeien
ſeiner Anſicht nach nur die Privatwerke im Syndikat Schuld
Wenn das Geſetz angenommen werde dann hoffe er daß die
Majorifirungsfähigkeit des Staates den Privatwerken gegenüber
auch voll angewendet werde Alſo wenn die genannten Kautelen
gegeben würden ſei er für die Vorlage

Abg Bueck nl iſt der Ueberzeugung daß die
Regierung das Geſetz mit Rückſicht auf das Gemein
wohl eingebracht habe glaubt aber daß die Regierung
dabei von unrichtigen Vorausſetzungen ausgegangen ſei
und daß das Geſetz dem Gemeinwohl ſchaden
werde Als Hauptgrund für die Vorlage führe man an daß
das Kali nur in beſchränktem Maße vorhanden ſei und dieſer
Schatz uns erhalten bleiben müſſe Jhm ſei nun geſagt worden
daß mitten in der deutſchen Tiefebene in der Nähe von Stendal
ein neuer Kalifund gemacht ſei Miniſter Frhr v Berlepſch
ſchüttelt den Kopf Nun dann wolle er annehmen daß gar
keine neuen Funde gemacht würden ſo ſei doch der Schatz an
Kali den wir noch hätten ein großer Auch ſolche Voraus
ſetzungen über die Erſchöpfung eines Bergwerksproduktes könneman nicht viel geben das tche man ſchon daran daß man

auch früher eine baldige Erſchöpfung der Kohlenlager
vorausgeſagt habe und die Regierung die Arenbergſchen
Werke für ganz erſchöpft hielt während ſie doch noch ſehr reich
an Kohlen wären Was nach 8000 10 000 Jahren wenn die
Kaliwerke Wchertt ſeien geſchehe darüber brauche man ſich
jetzt nicht den Kopf zu zerbrechen Warum fei denn das vor
5 Jahren geſprochene Kaiſerwort daß die ſtaatlichen Kohlen
werke Muſteranſtalten werden ſollten nicht erfüllt Rur aus
dem Grunde nicht weil die Privatkohlenwerke muſterhaft ſeien
Alſo könne man nicht fagen daß der ſtaatliche Betrieb vor dem
Privatbetrieb Vorzüge habe Er glaube auch daß die Anſichtdes Miniſters daß er einen großen auf das Syndikat
erlangen werde nicht zutreffen werde Der Staat ſei nur mit
14 Proz an der Kaliproduktion betheiligt und dieſer Prozent
ſatz werde noch ſinken da uoch einige Priyatwerke im
Entſtehen begriffen ſeien Ganz unverſtändlich ſei ihm die Haltu
der Landwirthe dieſer Vorlage gegenüber Einfluß
dieſe u ſcheine ihm die deutſche landwirthſchaftliche Geſell
ſchaft zu üben welche Kunſtdünger in großen Maſſen bezieht

Man wolle immer auf alle mögliche Weiſe der Landwirthſchaft
zu Hülfe kommen die offenbar in einer Nothlage ſei t
werden könne der r nur wenn ſie beſtrebt
auf deiſſetden gie er Früchte zu ziehen und das könne

un nun wollken ſich vdreF nur durch ausgiebige Düngung
andwirthe den einzigen Dünger der Zukunft durch dieſe Vor
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verthenern Wenn der Miniſter da hingewieſen habe
ſofort nach Aunahme des Geſetzes ein neues

Werk in Angriff genommen werde ſo bedeute das nichts gegen
die 64 vorhandenen Werke Das Geſetz bezwecke ein Syndikat
das t ganz gut wirke für alle Zeiten den Einwirkungen der
wirthſchaftlichen Geſetze zu entziehen und es dem Belieben
eines Einzelnen zu überantworten Der Bergbau ſei außerdem
ein gefährliches mit großem Riſiko verbundenes Gewerbe und
da ſollte man ſich do hüten Staatsgelder in ſolche Anlagen
zu ſtecken Wenn man außerdem anführe daß das Geſetz für
eine Reinheit der Produkte ſorgen werde ſo ſeien die Zuſtände
in der Privatinduſtrie derart daß ſie in dieſer Richtung dieſelbe
Garantie böten wie der Staat Schon aus dem Grunde ſei er
gegen das Geſetz weil er gegen jede Einſchränkung der Privat
induſtrie ſei und weil er der Anſicht ſei daß die Kraft eines
Staates nicht auf den monopoliſirten Betrieben und den
ſchwankenden Einnahmen ſondern auf der Steuerkraft ſeiner
Bewohner beruhe

Geheimrath Eskens bemerkt daß die Selbſtkoſten zu den
Preiſen der Kaliſalze in einem richtigen Verhältniß ſtänden da
ſie die Selbſtkoſten nur um ein Geringes überſtiegen
die Selbſtkoſten der Rohſalze Kainit und Karnallit hätten
in Staßfurt 85,12 Pf pro Meterzentner ausgemacht und
der Meterzentner Karnallit habe bei einem gewährleiſteten
Kaligehalt von 9,4 Proz einen Grundpreis von 90 Pf ge
habt von dem noch Rabatt und die Nachläſſe aus den Staffel
preiſen in Abzug kämen Dann betone er noch daß die Re
gierung im Oſten zahlreiche Bohrverfuche machen werde und
theilweiſe ſchon gemacht habe

Darauf vertagt das Haus die weitere Berathung auf
Donnerſtag 11 Uhr außerdem 2 Berathung des Geſetzent
wurfs betreffend die Wegeordnung für Hannover und
Rechnungsſachen

Schluß 3 Uhr

Deutſcher Reichstag
85 Sitzung vom 18 April

1 Vhr Am Bundesrathstiſche Graf Hohenthal u A
Das Haus beſchäſtigt ſich zunächſt mit Wahlprüfungen
Die Wahl des Abg v Holleufer 5 Liegnitz beantragt

die Kommiſſion für giltig zu erklären
Abg Rickert frſ Vg erhebt gegen dieſen Antrag keinen

Einſpruch verlangt aber daß die Kommiſſion bei der Ertheilung
von Rügen wegen vorgekommener Wahlunregelmäßigkeiten
namentlich Beeinfluſſungen ſeitens Privatunternehmer nach
feſten und ſtrengeren Grundſätzen verfahre Er beantrage des
halb auch bezüglich dieſer Wahl eine Anzahl von Erhebungen
über gewiſſe Proteſtbehauptungen anzuſtellen

Abg v Büchka konſ erklärt ſich gegen dieſen Antrag
für den kein genügender Anlaß vorliege Die Behauptungen
des Proteſtes ſeien nicht erwieſen und würden ſelbſt wenn ſie
wahr wären auf das Endergebniß ohne Einfluß geblieben ſein

Dem Antrage Rickert widerſprachen auch die Abgeordneten

Gamp Lenzmann frf Vp Auer Soz und
Spahn CEtr worauf der Antrag abgelehnt und der Kom
miſſionsantrag unverändert angenommen wird

Die Wahl des Abg Dr Böhme 21 Sachſen wird für
giltig erklärt und zugleich beſchloſſen über die Richtigkeit einer
Anzahl von Proteſtpunkten Erhebungen zu veranlaſſen

Bezüglich der Wahl des Abg Wamhoff 4 Hannover ſchlägt
die Kommiſſion Beanſtandung und Erhebungen vor

Abg v Strombeck beantragt dieſe auf noch weitere
Punkte auszudehnen Das Haus lehnt dieſen Antrag ab und
nimmt lediglich den Antrag der Kommiſſion an

Die Wahl des Abg Grafen Moltke 6 Schleswig Holſtein
ſchlägt die Kommiſſion vor für giltig zu erklären und Er
hebungen über eine Reihe Proteſtpunkte anzuſtellen

Abg Auer Soz beantragt die Wahl für ungültig zu
erklären weil die Wahlliſten von vier zu dieſem Wahlkreiſe

hörigen aber in Altong eingemeindeten Orten Ottenſen Bahren
eld Othmarſchen Oerelgönne zur Einſichtnahme im ſtatiſtiſchen

Amte zu Altona das indeſſen zum 8 ſchleswig holſteiniſchen
Wahlkreiſe gehört öffentlich ausgelegt worden ſind Schreibe
das Wahlgeſetz auch nichts Beſtimmtes in dieſer Richtung vor
ſo ſei es doch unzweifelhaft daß die Liſten in dem Kreiſe aus
zulegen ſind für welchen ſie aufgeſtellt ſind Es ſei daher un
geſetzlich geweſen in Altona Ljſten anszulegen die für Ottenſen
2c beſtimmt waren Ferner hätten entgegen dem Reichs
wahlgeſetz die Wählerliſten in Elmshorn nur 6 Tage aus
gelegen wodurch viele und beſonders ſozialdemokratiſche
Wähler in den Liſten nicht aufgenommen wurden Nün
habe der ſozialdemokratiſche Kandidat Molkenbuhr nur
98 Stimmen weniger erhalten als die abſolute Mehrheit be
trug Aus dieſen Gründen beantrage er die Wahl des Grafen
Moltke für ungültig zu erklären

Abg Gamp meint das Wahlgeſetz enthalte allerdings eine
Lücke in der Beziehnng wo die Wahlliſten auszulegen ſind je
doch könne das nicht dazu führen die Wahl für ungiltig zu er
klären Jn Berlin ſeien die Liſten auch nicht immer in dem
betreffenden Bezirk ausgelegt

Die Abgg Spahn Ctr Bebel und Gröber Ctr
ſprechen ſich für den Antrag Auer aus Abg Dr Enneccerus
gegen ihn weil nicht erwieſen ſei daß den Wählern die Ein
ſichtnahme in die Wahlliſten erſchwert worden ſei

Der Antrag Auer wird mit 143 gegen 123 Stimmen
angenommen die Wahl iſt alſo für ungiltig erklärt

Die Wahl des Abg v Polenz 23 Sachſen beantragt
die Kommiſſion für ungiltig zu erklären Die Abgeordneten
v Schöning und Genoſſen beantragen die Wahl zu beanſtanden
und Erhebungen zu beantragen

Die Abgg Lenzmann Rickert Spahn Groeber
Bebel empfehlen bei dem Kommiſſionsbeſchluſſe ſtehen zu
bleiben während die

Abg Dr Pieſchel ul von Holleufer konſ welcher
wegen des auf die Wahlprüſungskommiſſion angewandten Aus
drucks ſie ſei gewaltthätig verfahren zur Ordnung gerufen
wird und Frhr v Manteuffel konf für den Antrag Schoening
auf Ausſetzung der Beſchlußfaſfung eintreten

Der Antrag Schöning wird abgelehnt
Abg v Buchka erklärt für dieſen Fall vom Abg

v Polenz beauftragt zu ſein deſſen Mandatsniederlegung mit
zutheilen

Abg Singer Soz Bachem Ctr und Richter fr Vp
proteſtiren dagegen daß eine ſolche Erklärung während der Ab
ftiumung entgegengenommen werden foll wobei Abg Richter
noch darauf hinweiſt daß ihm während ſeiner ganzen parlamen
tariſchen Praxis der Fall noch nicht vorgekommen ſei daß
Jemand während der Abſtimmung das Wort erhalten habe

Darauf wird die Wahl des Abg v Polenz entſprechend
dem Beſchluſſe der Kommiſſion für ungültig erklärt

Das Haus geht darauf über zur zweiten Berathung des
von den Abgg Lutz und Gen eingebrachten Entwurfs eines
Heimſtättengefetzes

Nach S 1 hat jeder Angehörige des deutſchen Reichs nach
vollendetem 24 Lebensjahre das Recht zur Errichtung einer
Heimſtätte deren Errichtung durch Eintragung eines geeigneten
Grundſtücks in das Grundbuch erfolgt

Abg Gamp befürwortet die Vorlage und hält es
für ſehr gut möglich daß ein Arbeiter eine ſolche Heimſtätte
ſich gründe Aus dieſem Grunde habe jetzt auch Graf v Dönhoff
eine Reſolution eingebracht in der die Regierung erſucht wird
in der nächſten Seſſion da dieſer jetzt beantragte Entwurf nicht
mehr zur Verabſchiedung gelange einen Geſetzentwurf in der
Richtung des jetzt beantragten einzubringen

Abg Schoenlank Soz betont daß es der großen Maſſe
der Mittelloſen nach dem Geſetze gar nicht möglich ſein werde
ſich eine Heimſtätte zu erwerben und bittet um Ablehnung des
S 1 Der Heimſtättengeſetzentwurf werde den ländlichen Wucher
durchaus nicht vermindern eher werde er im entgegengeſetzten
Sinne wirken Der Entwurf ſei nur der Ausdruck einer
potenzirten Verlegenheitspolitik

Provinzial Nachrichten
K Torgan 18 April Geharniſchten Jubilänm Am

17 Mai feiert die hieſige Geharniſchten Compagnie das
559jährige Jubiläum ihres Beſtehens Dieſelbe unterſcheidet ſich
weſentlich von den faſt in allen Städten beſtehenden Schützen

geſellſchaften hinſichtlich ihrer Uniformirung und Satzungen Noch
während und nach dem 30jährigen Kriege wurden unſere Ge
barniſchten ſeitens der Stadt zur Repräſentation bei Hoffeſtlich
keiten hierſelbſt verwendet und im Dienſte der Landesherren wurde
ihr Erſcheinen in Wehr und Waffen oft gefordert Die älteſten
Stücke der Rüſtungen ſtammen aus der Zeit von 1490 Nach
Einführung der ſtehenden Heere und nach der anders geſtalteten
Kriegführung infolge der inzwiſchen entſtandenen Schußwaffen
wurden zwar die geharniſchten Bürger für den Kriegsdieuſt in
der bisherigen Weiſe entbehrlich aber trotzdem zogen dieſelben in
ihren alten Rüſtungen noch alljährlich zum Pfingſtſchießen nach
dem Anger aus der Waffenübung wurde eine Waffenbeluſtigung
Als eine der Eigenthümlichkeiten unſerer Geharniſchten iſt u a
hervorzuheben daß ihre Offizierswahlen der Beſtätigung des
Magiſtrats bedürfen und letzterer auch das Aufſichtsrecht über
die alten Rüſtungen beſitzt Die Compagnie kann noch mehr als
60 eiſerne Harniſche aufweiſen die zum Theil die Marken be
rühmter Harniſchſchmiede tragen Als Gründungstag unſerer
Geharniſchten Compagnie iſt der 11 April 1344 urkundlich be
zeichnet an welchem Tage die Stadt Torgau mit Oſchatz und
Grimma einen Vertrag abſchloß nach welchem erſtere ſich ver
pflichtete außer 10 Schützen 20 berittene Bürger mit Panzern
zu ſtellen Wohl als eine Folge des nach und nach zu Ende gehenden
Geharniſchtenweſens vereinigten ſich 1768 eine Anzahl bieſiger
Bürger zu einer beſonderen Korporation wählte ſich als Uni
form die der Grenadiere Friedrichs des Großen und nannte ſich
infolgedeſſen Grenadiercompagnie Jm Jahre 1833 erfolgte ſo
dann die Gründung der Jägercompagnie und nunmehr hielten
die 3 vereinigten Bürgercompagnien den alle zwei Jahre wieder
kehrenden fußen nach dem Anger Seitdem auch Kaiſer
Wilhelm II bei ſeinem Hierſein ein beſonderes Wohilgefallen an
den Geharniſchten zeigte haben a in den Augen Vieler eine
erhöhte Bedeutung gewonnen m das bevorſtehende ſeltene
Jubelfeſt ſo dar und würdevoll wie möglich zu geſtalten
werden die umfaſſendſten Vorkehrungen getroffen Jn wohl
wollendſter Weiſe Hat zu dieſem Zwecke der Magiſtrat eine Bei
hilfe von 500 M zugeſagt die namentlich zur Bewirthung der

r z erwartenden Gäſte zu dekorativen Zwecken und zu
chießpreiſen verwendet werden ſollen Auch der Bürgerverein

hat der Compagnie zu gleichem Zwecke ein Geſchenk von 100 V
überwieſen Zur Theilnahme an den geplanten Feſtlichkeiten ſind
36 befreundete Schützengeſellſchaften darunter auch ſolche zu Leipzig
Halle Meißen Grimma u ſ w geladen Mit Rückſicht darauf j das Gehöft des Reſtgutsbeſitzers Knäſe und ſämmtliche Stallungen
daß die Vorbereitungen ſt ſoNatur e bereitn e Zu dieſen Feſte v vrrichtebenartiger

en u eine große Anzahl Bürger bereitwilligſt
in den Dienſt des Feſtkomitees geſtellt um auch ihrerſeits zu
einem würdigen Gelingen nach Kräften beizutragen

F Naumburg 18 April Sſch ulag ngeleg enheiten
Aufklärung Hier werden auf Veranlaſſung des Provinzial
rathes Erhebungen angeſtellt auf wie hoch ſich der thatſächliche
Miethspreis einer Lehrerwohnung beſtehend aus 2 Stuben 2
Kammern Küche und Zubehör beziffert Man geht wohl in
der Annahme nicht fehl daß es ſich um eine Aufbeſſerung der
Lehrergehälter handelt Der Schluß der gehobenen Volks
ſchule im benachbarten Schulpfortg die nur einen Schüler
und drei Lehrer hatte und infolgedeſſen in der pädagogiſchen
Welt viel von ſich reden machte iſt am 31 März telegraphiſch
vom Kultusminiſter angeordnet Die Unterſuchung der vor
einigen Tagen exhumirten Leiche des Fähnrichs Laſſe der auf
einem Urlaube am Oſterſonnabend ſcheinbar infolge Selbſtmordes
endete und hier beigeſetzt wurde hat ergeben daß der Schuß
nicht von L ſelbſt berrührt ſondern in einer Entfernung von 3
bis 4 Meter auf ihn abgefeuert worden iſt

Burg 18 April Arbeitseinſtellung Jn den hieſigen
Schuhfabriken in denen am Montag ſeitens der Beſißer
gekündigt wurde hat das Perſonal die Arbeit ſofort nieder
gelegt Gearbeitet wird nur noch in der Tack ſchen Fabrik
wo die Kündigung von den Arbeitern ausging und zwar bis
nächſten Montag und in der Fabrik von Schütz die bisher
überhaupt noch nicht von der Bewegung betroffen wurde Von
den Streikenden wird nicht mehr auf Wiederanſtellung der zuerſt
entlaſſenen Arbeiterinnen beſtanden wohl aber werden 25 Proz
Lohnerhöhung und uennſtündige Arbeitszeit gefordert

K Langeuſalza 18 April ſSelbſtmordverſuch Ein
Soldat vom 94 Jnfanterie Regiment in Eiſenach ſtürzte ſich
geſtern vormittag nachdem er ſein Seitengewehr abgelegt von
der Klausbergbrücke in den tiefen Einſchuitt der GothaLeinefelder
Eiſenbahn herab er erlitt einen Beinbruch und ſo ſchwere innere
Verletzungen daß er nach dem hieſigen Garniſonlazarethe be
fördert werden mußte Unglückliche Familienverhältniſſe ſollen
die Gründe zu dieſer That ſein

Herzberg Elſter 18 April Steuerangelegenheit
Feuersbrünſte Der Bezirklsausſchuß zu rer rß hat

unſerer Stadt zur Erhebung von 130 Prozent Zuſchlag zur ſtagt
lichen Einkommenſtener 100 Prozent zur Grund und Gebäude
ſteuer und 20 Prozent zur ſtaatlichen Gewerbeſteuer als Ge
meindeſteuern auf das Rechnungsjahr 1894/95 die Genehmigung
ertheilt Das etwa eine Stunde von hier entfernte Gräfen

iſt in dieſer Woche zweimol von größeren Brand
ſchäden getroffen worden Am Montag abend brannte das
Gärtner S r ſche Gehöft total und von dem Gehöft des
Nachbars Große Wohnhaus und Scheune nieder wobei auch
zwei Kühe mit verbrannten Geſtern abend äſcherte ein Feuer

und Hintergebäude der Nachbarn Horſt und Lehmann ein
e ſind leider auch 12 Kühe Schweine und ſämmtliches

rſache derdervieh verbrannt Als Urſ rände wird böswillige
randſtiftung vermuthet Unterſuchungen ſind im Gange

R

Jnzwiſchen iſt die vom Abg Gamp erwähnte Reſolution
des Abg Graf Dönhoff Friedrichſtein und Gen einge
laufen die Regierungen zu erſuchen in der Richtung des vor
liegenden Antrags dem Reichstag in der nächſten Seſſion einen

Geſetzentwurf vorzulegen
Abg Dr Schaedler Ctr wendet ſich gegen die Aus

führungen des Vorredners und bittet um Annahme des S 1
Abg Lenzmann fr Vp erklärt nachdem die Reſolution

eingelaufen ſei könne er der weiteren Berathung des Antrags
keinen beſonderen Werth mehr beilegen

Abg Hahn b k Fr tritt für den von ihm mit unter
ſchriebenen Antrag Lutz ein der auch im Intereſſe der Crhaltung
unſerer Wehrkraft liegt

Abg Rickert frſ Vg meint wenn die militäriſche
Macht Deutſchlands von dieſem Geſetze abhinge könnte es ihm
um ſein Vaterland leid thun Bezeichnend ſei es daß die An
tragſteller die Laſt der Ausarbeitung eines Geſetzes der Re
gierung übertragen wollen Die Sache ſei noch nicht reif Er
werde S 1 ablehnen weil man nicht wiſſe was hinterher
komme und die Reſolution werde er um ſo mehr ablehnen
weil Niemand wiſſe was die Herren ſich darunter denken

Abg v Janka Polczynki Pole Viel nothwendiger
als dies Geſetz ſei eine Aufhebung des Anſiedelungsgefetzes
das die Polen von ihrer Scholle vertreibe

Abg Dr Böckel D Rfp erklärt ſeine Freunde würden
für den S 1 ſtimmen Die Vorlage ſei der erſte Schritt nach
der beſſeren Seite Die Regierung müſſe ſehen daß der
Reichstag nicht blos eine Steuerbewilligungsmaſchine für
Militärforderungen ſei

Abg Liebermann von Sonnenburg Antiſ betont
für ihn und feine Freunde gebe es keine beſſere Empfehlung
für ein Geſetz als wenn es auf den Widerſtand der Sozial
demokraten ſtößt

8 1 wird darauf gegen die Stimmen der beiden freiſinnigen
Fraktionen und den Sozialdemokraten angenommen

Abg Graf Dönhoff Jm Namen meiner Mitantrag
ſteller habe ich zu erklären daß wir auf die Weiterberathung
und des von uns eingebrachten Entwurfs verzichten und im
Vertrauen auf die Regierung die oben erwähnte Reſolution
einbringen Jch bitte ſie anzunehmen

Abg Rickert bittet die Reſolution dahin zu ändern daß
die Worte in der nächſten Seſſion fortbleiben Die Re
gierung ſei nicht im Stande in ſo kurzer Zeit einen Entwurf
auszuarbeiten

Abg Gamp verweiſt darauf daß bereits umfangreiche
Vorarbeiten vorliegen Das Reichsjuſtizamt ſei daher fehr wohl
in der Lage in der nächſten Seſſion einen bezüglichen Gefetz
entwurf vorzulegen

Die Reſolution wird darauf mit derſelben Mehrheit
angenommen

Bezüglich der Ueberſicht über die Reichs Ausgaben und
Einnahmen für 1892,93 beſchließt das Haus ohne Debatte nach
dem Antrage der Kommiſſion die nachträgliche Genehmigung der
Etatsüberſchreibungen zu ertheilen und den Reichskanzler in Rück
ſicht auf die großen Etatsüberſchreitungen des Jahres 1892/93 zu
erfſuchen dahin zu wirken daß in Zukunft mehr als bisher
Ueberſchreitungen des Voranſchlags thunlichſt vermieden werden

Die Novelle zum Viehſeuchengeſetz wird in dritter
Leſung unter Ablehnung eines Antrags des Abg Dr Böckel
angenommen welche den Viehhändlern die Führung von
Büchern über die ven ihnen gehandelten Thiere auferlegen will

Ebeufalls in dritter Leſung ſtimmt das Haus der Novelle
zur Konkursordnung Pfaudrecht der Vermiether zu

Ebenſo der von dem Abg Gröber Württemberg ein
gebrachten Reſolution auf Vorlegung einer alljährlichen
Konkursſtatiſtik incl der Jahre ſeit 1891

Hierauf vertagt ſich das Haus bis Donnerſtag 11 Uhr
Schutz der Wagrenbezeichnungen Rechnungsſachen Nachtrags

etat Brieftaubengeſetz Börfenſteuer Petitionen Jnterpellation
Förſter

Schluß 627 Uhr

m
mW Koburg 18 April 8 u den Vermählu ugsfeierlich

keiten e Majeſtät der Kaiſer iſt unter dem Geläute
ſämmtlicher Glocken und unter Kanonenſalven 5 Uhr 55 Min
nachmittags hier eingetroffen Zum Empfange auf dem
Bahnhofe waren anweſend der Herzog von Koburg und Gotha
der Großherzog von Heſſen Se Königl Hobeit Prinz Heinrich
von Preußen der Prinz von Wales der Großfürſt Thronfolger
die Erbprinzen von Meiningen und von Koburg und Gotha die
Großfürſten Wladimir Sergius und Paul der Herzog von
Connaught die Mitglieder des Stagats miniſteriums ſowie des

ofſtaates und der preußiſche Geſandte v Derenthall Als der
Sonderzug von der Veſte ſichtbar wurde ward der erſte
Kanonenſchuß gelöſt Bei der Einfahrt des Zuges in den
Bahnhof intonirte die Muſikkapelle der Ehrencompagnie des
hieſigen Jnfanterie Regiments die preußiſche Nationalhymne
Se Majeſtät der Kaiſer umarmte und küßte den Herzog
von Koburg und Gotha und reichte den übrigen
höchſten Herrſchaften die Hand zum Gruß Sodann ſchritt
Se Majeſtät mit dein Herzog und dem J die
Ehrencompagnie ab worauf die Ehrencompagnie vor Se Majeſtät
im Parademarſch vorbeimarſchirte Se Majeſtät begab ſich
hierauf nachdem Allerhöchſtdemſelben in der Bahnhofshalle ein
prachtvolles Bouquet überreicht worden war mit dem Herzog zuWagen unter Glockengeläut und Kanonendonuer nach dem Schloſſe

Die Kriegervereine ſowie die Schüler der Lehranſtalten bildeten
in den Straßen Spalier Die nach Tauſenden zählende Kopf
an Kopf gedrängte Menſchenmenge brachte dem Monarchen be
geiſterte Huldigungen dar Jm Schloßhof war ebenfalls eine
Ehrencompagnie aufgeſtellt deren Front Se Majeſtät abſchritt
und darauf den Parademarſch abnahm Sodann begab ſich
der Monarch nach ſeinen Gemächern im Schloſſe wo Allerhöchſt
derſelbe von der Herzogin und den übrigen höchſten Damen em
pfangen wurde Die Kaiſerin Friedrich Prinz und
Prinzeſſin Heinrich von Preußen ſowie der Erbprinz
und die Erbprinzeſſin von Meiningen mit der
Prinzeſſin Feodora waren bereits um 1 Uhr 10 Minuten
bier eingetroffen und von dem Herzog und der Her
zogin dem Erbprinzen ſowie dem preußiſchen Geſandten
von Derenthall auf dem Bahnhofe empfangen worden
Heute abend 8 Uhr fand im Schloſſe ein Familiendiner
ſtatt um 9 Uhr zog der von Krieger Turner Bürger und
Gewerkvereinen gebildete Fackel zu auf an welchen ſich eine
Serenade im Schbloßhofe anſchloß päter folgte im Rieſenſaale
des Schloſſes eine Soiré I dem von der Koburger
Zeitung veröffentlichten Amneſtie Erlaß ſind auch die
enigen welche wegen Majeſtätsbeleidigung und Widerne gegen die taatsgewalt verurtheilt worden
ſind einbe iſt nachmittag empfing die Königin von
Maas die Offiziers Deputation des 1 GardeDragoner Regi
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